Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 1140 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Kather und Genossen 
sowie der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen, folgendem Ge- 
setzentwurf die Zustimmung zu erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes 

über die Feststellung kriegsbedingter 
Vermögenswerte 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen : 

Erster Teil 

Feststellung 

§1 

Feststellungsberechtigte Vermögensveriuste 

(1) Deutschen Staatsangehörigen oder deutschen 
Volkszugehörigen sind auf Antrag festzustellen: 

a) der Wert des außerhalb der vier Besatzungszonen 
und Berlins kriegsbedingt entzogenen Vermö- 
gens jeder Art wie Sachvermögen, Forderungen, 
Anteilsrcchte oder sonstige Rechte, jedoch mit 
Ausnahme des Wertes entzogener Nutzungs- 
rechte; 

b) der Wert der innerhalb der vier Besatzungs- 
zonen und Berlins vor dem 1. August 1945 ein- 
getretenen Sachschäden gemäß § 1 in Verbindung 
mit § 2 der Kriegssachschädenverordnung vom 
30. November 1940, jedoch mit Ausnahme des 
Wertes entzogener Nutzungsrechte; 

c) der Wert von Forderungen, die gegen einen 
Schuldner gerichtet sind, der vor der Räumung 
der Gebiete außerhalb der vier Besatzungszonen 
und Berlins in diesem Gebiet seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt oder Sitz hatte, so- 
weit die Forderung vor der Räumung dieser Ge- 
biete begründet wurde; 

d) der Wert von Forderungen gegen das Deutsche 
Reich und gegen das ehemalige Land Preußen, 
soweit diese Forderungen nicht Geldinstituten 
zustehen. 

(2) Von Personen, die vor der Räumung der Ge- 
biete außerhalb der vier Besatzungszonen und Ber- 
lins in diesem Gebiet ihren Wohnsitz oder dauern- 
den Aufenthalt oder Sitz hatten, sind von dem nach 
Absatz 1 ermittelten Wert jene Schulden abzusetzen, 
die vor der Räumung dieser Gebiete begründet 
wurden. 
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(3) Umsiedlern der Jahre 1939 bis 1943 ist der 
Wert desjenigen Vermögens festzustellen, das sie bei 
ihrer Umsiedlung zurückgelassen haben, sowie der 
Wert desjenigen Vermögens, das nach der Umsied- 
lung kriegsbedingt in Verlust geriet, sofern es sich 
nicht um Ersatz für bei der Umsiedlung zurück- 
gelassene Vermögen handelt. 

(4) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 gelten 
sinngemäß für juristische Personen des privaten 
Rechts, an denen deutsche Staatsangehörige oder 
deutsche Volkszugehörige im Zeitpunkt der Schä- 
digung beteiligt waren. 

(5) Wer einen festzustellenden Schaden nach Ab- 
satz 1 bis 4 erlitten hat, gilt als Geschädigter im 
Sinne dieses Gesetzes. 


§2 

Feststellungsberechtigte Personen 

(1) Die Feststellung kriegsbedingter Vermögens- 
verluste können beantragen; 

a) geschädigte natürliche Personen oder deren Er- 
ben und geschädigte juristische Personen des 
privaten Rechts, die am 31. Juli 1945 ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt oder ihren 
Sitz im Bundesgebiet hatten; 

b) geschädigte natürliche Personen oder deren Er- 
ben, die als Vertriebene im Sinne des § 31 Ziffer 1 
des Soforthilfegesetzes vom 8. August 1949 oder 
ihnen nach Maßgabe von Durchführungsverord- 

, nungen zum Gesetz über die Feststellung kriegs- 
bedingter Vermögensverluste gleichzustellende 
Personen nach dem 31. Juli 1945 ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt in das Bundesgebiet 
verlegt haben oder verlegen werden; 

c) geschädigte natürliche Personen oder deren Er- 
ben, die infolge der Kriegseinwirkungen aus dem 
Bundesgebiet in Gebiete außerhalb des Bundes- 
gebietes evakuiert wurden und nach dem 31. Juli 
1945 ihren Wohnsitz oder dauernden Aufent- 
halt in das Bundesgebiet zurückverlegt haben 
oder zurückverlegen werden; 

d) geschädigte natürliche Personen oder deren Er- 
ben, die nach dem 31. Juli 1945 aus der Kriegs- 
gefangenschaft oder Internierung in das Bun- 
desgebiet entlassen wurden, soweit sie im Bun- 
desgebiet beheimatet waren; 

e) geschädigte juristische Personen des privaten 
Rechts, an denen deutsche Staatsangehörige oder 
deutsche Volkszugehörige beteiligt waren, so- 
fern sie ihren Sitz nach dem 31. Juli 1945 un- 
mittelbar aus dem Gebiet außerhalb der vier 
Besatzungszonen und Berlins in das Bundes- 
gebiet verlegt haben; 
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f) geschädigte juristische Personen des privaten 
Rechts, an denen deutsche Staatsangehörige oder 
deutsche Volkszugehörige beteiligt waren, so- 
fern sie ihren Sitz außerhalb der vier Besatzungs- 
zonen und Berlins haben. 

(2) Die Antragsteller müssen zur Zeit der An- 
tragstellung ihren Wohnsitz oder dauernden Auf- 
enthalt oder ihren Sitz im Bundesgebiet haben. 

(3) In Fällen des Absatz 1 Ziffer f) kann der 
Feststellungsantrag von jedem deutschen Beteiligten 
gestellt werden, falls ein gesetzlicher Vertreter im 
Bundesgebiet nicht vorhanden ist. 

§3 

Beweismittel 

(1) Ein Kriegsschaden, der nicht hinreichend 
glaubhaft gemacht ist, wird nicht festgestellt. 

(2) Die Feststellung der Schäden erfolgt auf- 
grund freier Würdigung der zur Glaubhaftmachung 
des Schadens vorhandenen Mittel. 

(3) Von den ostdeutschen Landsmannschaften be- 
stätigte Tatsachen gelten in der Regel als glaubhaft 
gemacht. Die landsmannschaftlichen Stellungnah- 
men haben in der Regel nach dem Urkundenbeweis 
die stärkste Beweiskraft. 

§4 

Bewertung 

(1) Die Bewertung der Schäden erfolgt mit dem 
gemeinen Wert. Hierbei sind die Beschaffenheit des 
verlorenen Vermögens zur Zeit des Schadenseintritts 
und die Preisverhältnisse am 31. August 1939 maß- 
gebend. 

(2) Bei beschädigten oder wertgeminderten Ver- 
mögen sind als Schaden die Instandsetzungskosten 
nach Preisen vom 31. August 1939 oder ein dem 
Schädigungsgrad entsprechender Anteil des ge- 
meinen Wertes des gesamten Vermögens anzu- 
setzen. 

(3^ Umsiedlerausgleichsforderungen, die nicht auf 
RM lauten, werden mit dem amtlichen Umsiedler- 
Umrechnungskurs in RM umgerechnet. 

§5 

Pauschsätze 

(1) Sind die Beweismittel lückenhaft, erfolgt eine 
Wertfeststellung nach Pauschsätzen, sofern die 
glaubhaft gemachten Einzeltatsachen über den Ver- 
mögensschaden hierzu hinreichen. 

(2) Die Pauschsätze für das land- und forstwirt- 
schaftliche Vermögen bemessen sich vor allem nach 
der ha-Fläche, der vorwiegenden Kulturart und der 
Güte des Viehbestandes. 
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(3) Die Pauschsätze für das gewerbliche Betriebs- 
vermögen gehen vom Eigenkapital aus. Sie be- 
messen sich vor allem nach dem Gewerbezweig, der 
Arbeitskräftezahl des Betriebes vor Eintritt der 
Schädigung und nach der Güte der Maschinenaus- 
rüstung bzw. der Lagerhaltung. 

(4) Die Pauschsätze für Mietgrundstücke bemes- 
sen sich vor allem nach dem Jahresrohmietertrag 
und dem Alter des Gebäudes. Die Pauschsätze für 
sonstige Wohngrundstücke bemessen sich vor allem 
nach der Art des Gebäudes, der Zimmerzahl und 
dem Alter des Gebäudes. Die Pauschsätze für ge- 
werbliche Gebäude bemessen sich vor allem nach 
der Hallenfläche und dem Alter des Gebäudes. Die 
Pauschsätze für unbebaute nichtlandwirtschaftliche 
Grundstücke bemessen sich vor allem nach der 
Größe und nach der Verkehrslage des Grundstücks. 

(5) Die Pauschsätze für das EfausratvermÖgen 
bemessen sich vor allem nach Zimmerzahh Familien- 
stand und Jahreseinkommen des Haushaltungsvor- 
standes. 

(6) Die Pauschsätze für Geldinstitut- und Bau- 
sparkassenguthaben bemessen sich vor allem nach 
dem durchschnittlichen Guthaben je Haushalt und 
dem Jahreseinkommen des Haushaltungsvorstandes. 
Die Pauschsätze für Privatpensionen und private 
Altersrenten bemessen sich vor allem nach dem 
Jahreseinkommen und nach der Zahl der verflosse- 
nen Jahre zwischen Beginn der Beitragszahlung oder 
des anspruchbegründenden Dienstverhältnisses und 
dem 1. Januar 1945 und nach dem Charakter des 
Versorgungsanspruches. Die Pauschsätze für Lebens- 
und private Altersrentenversicherungen bemessen 
sich vor allem nach der ausbedungenen Vertrags- 
summe und dem Alter des Versicherten am 1. Ja- 
nuar 1945. Die Pauschsätze für Altenteile bemessen 
sich vor allem aus dem aus dem übertragenen Ver- 
mögen geflossenen Jahreseinkommen. Für Geld- 
institut- und Bausparkassenguthaben, für Privat- 
pensionen und private Altersrenten, für Lebens- 
und private Altersrentenversicherungen und für 
Altenteile ist eine Bewertung nach Pauschsätzen nur 
zulässig, sofern der Verlust dem Grunde nach ur- 
kundlich bewiesen ist. 

(7) Von den Pauschsätzen für das land- und forst- 
wirtschaftliche Vermögen und für das nichtland- 
wirtschaftliche Grundvermögen sind etwaige Schul- 
den, wie Hypotheken, Altenteils-Rentenschulden 
u. ä., abzusetzen. 


§6 


Anteile an juristischen Personen 


(1) Das Vermögen der juristischen Personen wird 
sowohl bei diesen als auch beim einzelnen Anteils- 
eigentümer festgestellt. 
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(2) Als Schadenshöhe von Anteilen an juristischen 
Personen, deren Vermögensverlust festgestcllt wor- 
den ist, gilt der Wert, der vom Eigenkapitalverlust 
der juristischen Person auf die Beteiligung anteils- 
gemäß entfällt. 


Zweiter Teil 

Behörden 

§7 

Organisation 

(1) Für die Bearbeitung und Feststellung der 
Kriegsschäden werden, soweit Absatz 2 und 3 nichts 
anderes bestimmen, die Ämter für Soforthilfe, die 
Landesämter für Soforthilfe bzw. das Ffauptamt 
für Soforthilfe als Feststellungsämter, Landesfest- 
stellungsämter bzw. Bundesfeststellungsamt tätig. 
Entsprechendes gilt für die Beschwerdeausschüsse bei 
den Landesämtern für Soforthilfe und für den 
Spruchsenat beim Hauptamt für Soforthilfe; sie sind 
insoweit Verwaltungsgerichte bzw. Oberes Bundes- 
verwaltungsgericht. Entsprechendes gilt für die Be- 
auftragten des Hauptamtes für Soforthilfe. 

(2) Die Bearbeitung und Feststellung der Kriegs- 
schäden der Vertriebenen in der ersten Instanz ob- 
liegt Feststellungsstellcn und Heimatprüfstellen. Die 
Feststellungsstcllen sind vom Zentralverband der 
vertriebenen Deutschen, die Heimatprüfstellen von 
den auf der Grundlage der Heimatkreise organisier- 
ten ostdeutschen Landsmannschaften zu errichten. 
Die Leiter der Fcststclluhgsstellen unterstehen der 
Sachaufsicht des Leiters des zuständigen Feststel- 
lungsamtes; die Leiter der LIeimatprüfstellen unter- 
stehen unmittelbar der Sachaufsicht des Präsidenten 
des Bundesfcststellungsamtes. Die Beauftragten des 
Präsidenten des Bundesfeststellungsamtes (Haupt- 
amt für Soforthilfe) bei den Fcststellungsämtern 
(Ämter für Soforthilfe) sind für die entsprechenden 
Feststellungsstellen zuständig. 

(3) In Rechtsverordnungen zur Durchführung 
dieses Gesetzes kann bestimmt werden, daß die Ver- 
bände der sonstigen Geschädigtengruppen bei der 
Kriegsschädenfeststellung in der ersten Instanz in 
der gleichen Form wie die Vertriebenenverbände 
oder in einer anderen Form mitwirken. 

(4) Alle Behörden haben den in diesem Abschnitt 
genannten Behörden und Amtsstellen unentgeltlich 
Amts- und Rechtshilfe zu leisten. 

§8 

Bundesfeststellungsamt 

(1) Das Bundcsfeststellungsamt ist eine oberste 
Bundesbehörde, die der Dienstaufsicht des Bundes- 
kanzlers unmittelbar unterstellt ist. Der Präsident 
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des Bundesfeststellungsamtes muß von der Bundes- 
regierung bei Behandlung von Fragen der Kriegs- 
schädenfeststellung jederzeit gehört werden. 

(2) Beim Bundesfeststellungsamt wird ein Kon- 
trollausschuß gebildet. Er setzt sich aus sechs Ver- 
tretern der Vertriebenen, sechs Vertretern der son- 
stigen Geschädigten sowie dem Beauftragten der 
Vertriebenenverbände für die Durchführung der 
Schadensfeststellung und seinem Stellvertreter zu- 
sammen. Die sechs Vertreter der Vertriebenen und 
die sechs Vertreter der sonstigen Geschädigten wer- 
den vom Bundestag unter Berücksichtigung von 
Vorschlägen der Geschädigten verbände gewählt. 


Dritter Teil 
Verfahren 

§9 

Feststellungsbescheid 

(1) Uber die kriegsbedingten Vermögensver- 
luste wird in einem durch die Durchführungsbestim- 
mungen näher zu regelnden Verfahren ein Fest- 
stellungsbescheid erteilt, der dem Antragsteller zu- 
zustellen ist. Dieser Bescheid kann aufgrund eines 
Vergleichs ergehen, dem das Feststellungsamt bzw. 
die Feststellungsstelle, der Antragsteller und der Be- 
auftragte des Bundesfeststellungsamtes zugestimmt 
haben müssen. 

(2) Der Schaden wird in Reichsmark festgestellt. 
Alle Wertangaben sind bis zum Betrage von 10 000 
RM auf volle hundert, oberhalb dieses Betrages 
auf volle tausend Reichsmark nach oben abzu- 
runden. 

(3) Der Feststellungsbescheid kann sich auf einen 
Teil der Schäden beschränken (Teilbescheid); nach 
Feststellung der gesamten Schäden ist ein Gesamt- 
feststellungsbescheid zu erlassen. 

(4) Ergeben sich nach Erteilen des Feststellungs- 
bescheides nachträglich für ein bisher nicht oder 
unrichtig festgestelltes Vermögen Beweise, so ist 
ein neuer Feststellungsbescheid zu erlassen. 

(5) Kann eine endgültige Feststellung nicht als- 
bald durchgeführt werden, ist eine vorläufige Fest- 
stellung der Schadenshöhe zulässig. 


§ 10 

Versagen des Feststellungsbescheides 

(1) Die Erteilung des Feststellungsbescheides kann 
versagt werden, wenn der Geschädigte zur Er- 
reichung der Feststellung des Schadens wissentlich 
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falsche Angaben über eine Tatsache, die für die 
Feststellung erheblich ist, macht oder Zeugen, Sach- 
verständige oder mit der Bearbeitung des Antrages 
dienstlich befaßte Personen unzulässig beeinflußt 
hat. 

(2) Ein erteilter Feststellungsbescheid kann für 
nichtig erklärt werden, sofern nachträglich Tat- 
sachen bekannt werden, die eine Versagung des 
Feststellungsbescheides rechtfertigen. 


§ 11 

Rechtsmittel 

(1) Dem Geschädigten steht gegen den vom Fest- 
stellungsamt bzw. der Feststellungsstelle erteilten 
Feststellungsbescheid und gegen die Versagung des 
Feststellungsbescheides das Recht der Beschwerde 
beim Beschwerdeausschuß des Landesfeststellungs- 
amtes und gegen den Feststellungsbescheid der Be- 
schwerdeinstanz das Rechtsmittel der Rechts- 
beschwerde beim Spruchsenat des Bundesfeststel- 
lungsamtes zu. Rechtsmittel vor den allgemeinen 
Verwaltungsgerichten und Oberen Verwaltungs- 
gerichten sind ausgeschlossen. 

(2) Die Beschwerde und die Rechtsbeschwerde 
sind innerhalb von einem Monat nach Zustellung 
bei der Stelle einzulegen, die die Entscheidung ge- 
fällt hat oder deren Entscheidung angerufen wird. 

(3) Das Feststellungsamt bzw. die Feststellungs- 
stelle leitet die Beschwerde mit eigener Stellung- 
nahme an den Beschwerdeausschuß des Landesfest- 
stellungsamtes weiter; der Besch Werdeausschuß des 
Landesfeststellungsamtes leitet die Rechtsbeschwer- 
de mit eigener Stellungnahme an den Spruchsenat 
des Bundesfeststellungsamtes weiter. 

(4) Das Feststellungsamt bzw. die Feststellungs- 
stelle können im Falle einer eingelegten Beschwerde 
anstelle der Weitergabe an den Beschwerdeausschuß 
des Landesfeststellungsamtes das Verfahren zum 
zweiten Mal eröffnen und einen neuen Feststellunes- 
bescheid erlassen. 


§ 12 

Kosten des Verfahrens und Aufbringung der Mittel 

(1) Das Feststellungsverfahren ist kostenfrei. 

(2) Die Kosten der Kreisfeststellungsämter, der 
Landesfeststellungämter und des Bundesfeststel- 
lungsamtes trägt die Bundesrenublik. Die Kosten 
der Feststellung vor den Feststellungsstellen trägt 
die Bundesrepublik insoweit, als die Geschädigten- 
verbände zur Eigenfinanzierung nicht in der Lage 
sind. 
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Vierter Teil 

Schlußbestimmungen 

§ 13 

Frühere Feststellungen 

Aufgrund der Krieessachschädenverordnun° r vom 
30. November 1940 erfolgte Schadensfeststellungen 
sind entsnrechend den Bestimmungen dieses Ge- 
setzes neu festzustellen. 

§ 14 

Bestehende Feststellungsämter 

Bestehende Feststellungsämter sind den nach § 7 
dieses Gesetzes zu errichtenden Feststellungsämtern 
einzugliedern. 

§ 13 

Härtefälle 

Der Präsident des Bundesfeststellungsamtes kann 
mit Zustimmung des Kontrollausschusses anordnen, 
daß in Fällen, in denen sich bei der Anwendung die- 
ses Gesetzes unbillige Härten ergeben würden, diese 
Härten auszugleichen sind. Insbesondere kann an- 
geordnet werden, daß gewisse Gruppen von Ge- 
schädigten über den durch § 2 gezogenen Rahmen 
hinaus feststellungsberechtigt sind. 

§ 16 

Durchführungsbestimmungen 

(1) Rechtsverordnunsen zur Durchführung dieses 
Gesetzes erläßt die Bundesregierung mit Zustim- 
mung des Kontrollausschusses. 

(2) Verwaltungsvorschriften zur Durchführung 
dieses Gesetzes erläßt der Präsident des Bundesfest- 
stellungsamtes mit Zustimmung des Kontrollaus- 
schusses. 


Bonn, den 12 . Juli 19^0 Bonn, den 12 . Juli 1950 
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